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In dem Austausch mit dem finanz-
politischen Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, MdB WP/StB 
Fritz Güntzler, ging es einmal quer 
durch die Vorhaben. In ihm einen Ex-
perten für die Anliegen des Berufs-
stands zu wissen, schätzt der DStV 
sehr. Güntzler und Lüth waren sich 
einig: Die kalte Progression muss 
im Zuge der Tarifreform vollstän-
dig ausgeglichen werden. Lüth be-
grüßte, dass die Koalitionäre hinter 
den Kulissen fleißig an einem sog. 
„Herbstpaket“ arbeiteten - ein Auf-
trag aus dem Koalitionsausschuss 
am 02.07.2026. Lüth warb dafür, 
die Thesaurierungsbegünstigung 
endlich auch für KMU praxistaugli-
cher auszugestalten. 

In den weiteren Gesprächen mit den 
maßgeblichen Bundestagsabge-
ordneten richtete Lüth den Fokus 
auf den Regierungsentwurf des 
Kassengesetzes 2. Er zeigte sich 
zufrieden, dass die Bundesregie-
rung einige der DStV-Forderungen  

Die Bundesregierung hat steuerlich einiges auf den Weg gebracht. Der 
Deutsche Bundestag ist aus der Sommerpause zurück. DStV-Präsident 
StB Torsten Lüth startete pünktlich im September in die Gespräche.

zum BMF-Referentenentwurf be-
rücksichtigt hat (vgl. DStV-Info vom 
27.08.2026) – wie:

Beginn der Kassenpflicht nicht 
bereits am 01.04., sondern pra-
xisgerecht am 01.07. des Folge-
jahres

Einführung einer Barumsatz-
grenze von 12.000 Euro, durch 
die Unternehmen mit geringen 
Bargeschäften von der Pflicht 
befreit sind.

Allerdings fehlt es dem Vorhaben wei-
terhin an Zielgenauigkeit. Auch wenn 
Steuerkanzleien nicht zu bargeldin-
tensiven Branchen zählen, können 
sie bei Überschreiten der Barumsatz-
grenze unter die Kassenpflicht fallen. 
Gerade bei kleinen Kanzleien zahlen 
Mandanten häufiger mal bar, insbe-
sondere im ländlichen Raum. Der DStV 
forderte deshalb weiterhin eine Aus-
nahme für den stark reglementierten 
steuerberatenden Berufsstand.

Kassengesetz 2 und Ein- 
kommensteuerreform 2027

Ein weiterer Knackpunkt: der Ein-
stieg in die Kassenpflicht ab 
01.01.2028. Zur Beurteilung der 
Gesamtumsatzgrenze von 100.000 
Euro sollen die Umsätze aus 2026 
maßgeblich sein. 2026 ist jedoch 
bereits weit fortgeschritten. Unter-
nehmen können ihre Abläufe kaum 
noch an die neue Rechtslage an-
passen. Der DStV forderte daher: Die 
Umsätze aus 2027 müssen zugrun-
de gelegt werden. Die Kassenpflicht 
darf erst zum 01.07.2028 greifen.

StB Torsten Lüth mit MdB Frauke Heiligen-
stadt (finanzpolitische Sprecherin SPD)

StB Torsten Lüth mit MdB Anja Karliczek (CDU/
CSU – Berichterstatterin im Finanzausschuss)

StB Torsten Lüth mit MdB Georg Günther 
(CDU/CSU – Mitglied im Finanzausschuss)

StB Torsten Lüth mit MdB WP/StB Fritz Güntzler (finanzpolitischer Sprecher CDU/CSU)

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/2026-07-02-ergebnisse-des-koalitionsausschusses.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/2026-07-02-ergebnisse-des-koalitionsausschusses.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/21_Legislaturperiode/2026-08-07-G-Kassenpflicht/4-Regierungsentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/21_Legislaturperiode/2026-08-07-G-Kassenpflicht/4-Regierungsentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.dstv.de/themen/steuerrecht/tb-084-26-vj-kassenpflicht-dstv-fordert-fokus-auf-tatsaechliche-manipulationsrisiken
https://www.dstv.de/themen/steuerrecht/tb-084-26-vj-kassenpflicht-dstv-fordert-fokus-auf-tatsaechliche-manipulationsrisiken
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geschöpfte Digitalisierungspotenziale 
bestehen. Hinzu kommt ein vielfach 
von grundsätzlichem Misstrauen ge-
prägter Steuervollzug. Die Folge: er-
hebliche Belastungen und langanhal-
tende Rechtsunsicherheit. 

Verbesserungen 
dringend nötig

BStBK und DStV sind sich einig: So 
darf es nicht weitergehen. Immer mehr 
Daten müssen zu einfacheren und 
schnelleren Verfahren führen, Doppel-
arbeit vermeiden und alle entlasten. 
Sie stellen in dem Forderungspapier 
klar: KMU dürfen keine Tax-CMS-An-
forderungen treffen, die auf Groß-
unternehmen zugeschnitten sind. 
Kooperation und Risikoorientierung 
müssen mehr Gewicht erhalten. Zu-
gleich braucht es verbindliche Prü-
fungserleichterungen und frühere 
Rechtssicherheit. Nur so entsteht ein 
ausgewogener Steuervollzug.

warb dabei erneut für die Einführung 
einer Arbeitstagepauschale und einer 
Rentenabzugsteuer. 

Der DStV-Präsident trat zudem wieder-
holt dafür ein, die Frist zur Abgabe der 
Steuererklärungen von Steuerberate-
rinnen und Steuerberatern an die Frist 
für beratene Steuerpflichtige anzuglei-
chen. Aus Sicht des DStV ein gewich-
tiges Argument: Eine Fristenanglei-
chung wäre auch für Finanzämter eine 
Entlastung. Einzelfallanträge auf Frist-
verlängerung, Rückfragen, Rechtsbe-
helfe und Streitigkeiten über Verspä-
tungszuschläge würden vermieden.

Lüth dankte Bundesfinanzminister 
Klingbeil für das gute Gespräch und 
freut sich auf die Fortsetzung des 
Austausches.

Die steuerlichen Gesetzgebungsvorhaben nehmen an Fahrt auf und ver-
sprechen einen spannenden Herbst. DStV-Präsident StB Torsten Lüth 
freute sich sehr über die Aufmerksamkeit, die der Bundesminister der Fi-
nanzen, MdB Lars Klingbeil, den Anliegen der kleinen und mittleren Steu-
erkanzleien in dem persönlichen Gespräch am 25.09.2026 schenkte. 

Lüth richtete an das BMF einen herz-
lichen Dank für die von Verständnis 
geprägte Verbindung der letzten Jah-
re. Die jüngsten Vorhaben - wie das 
„Gesetz zur Reform der Steuerberater-
prüfung“ oder das „Neunte Steuerbera-
tungsänderungsgesetz“ – seien erneut 
ein sehr guter Beleg, wie wichtig und 
erfolgreich der konstruktive Austausch 
zwischen BMF und DStV ist. Lüth zeig-
te sich sehr zufrieden mit den insoweit 
erreichten Ergebnissen. 

Die Koalitionspartner verständigten 
sich in ihrem Ausschuss Anfang Juli 

auf ein steuerliches sog. „Herbstpaket“. 
Es soll Steuerpflichtige von unnöti-
gem Aufwand entlasten und Steuer-
vereinfachungen mit sich bringen 
(vgl. „Ein Programm für Aufschwung 
und Beschäftigung“ – Rz. 28 der Er-
gebnisse des Koalitionsausschusses 
vom 02.07.2026). Lüth begrüßte das 
Engagement der Bundesregierung 
außerordentlich. Als Mitglied der in der 
letzten Legislaturperiode eingesetzten 
BMF-Expertenkommission „Bürger-
nahe Einkommensteuer“ regte er an, 
deren Ergebnisse in dem anstehenden 
„Herbstpaket“ zu berücksichtigen. Lüth 
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Gemeinsam für KMU und Berufsstand: 
BStBK und DStV fordern Kurswechsel

Immer mehr Mitwirkungspflichten, immer mehr Daten – aber kaum 
Entlastung. Gemeinsam setzen sich BStBK und DStV deshalb zur Ent-
lastung von Unternehmen und Berufsstand für einen modernen Steu-
ervollzug ein.

Die Anforderungen an die Praxis neh-
men stetig zu. Die Vorteile kommen 
oft allein der Finanzverwaltung zugu-
te. Die Bundessteuerberaterkammer 
(BStBK) und der DStV richteten des-
halb ein gemeinsames Forderungs-
papier an Politik und Verwaltung von 
Bund und Ländern. Sie verlangen ei-
nen kooperativen, rechtssicheren und 
zügigen Steuervollzug.

Belastung für KMU 
besonders hart

Gerade kleine und mittlere Unterneh-
men (KMU) treffen die Anforderungen 

besonders hart. Sie verfügen regelmä-
ßig weder über eigene Steuerabteilun-
gen noch über umfangreiche IT- und 
Compliance-Strukturen. Hier kommen 
Steuerberaterinnen und Steuerberater 
ins Spiel: Für viele KMU übernehmen 
sie eine zentrale Beratungs-, Kon-
troll- und Compliance-Funktion. Als 
unabhängige Organe der Steuer-
rechtspflege leisten sie zugleich einen 
unverzichtbaren Beitrag zu einer ge-
setzmäßigen Steuererhebung. 

Auf Seiten der Finanzverwaltung blei-
ben lange Bearbeitungszeiten, un-
einheitliche Verfahren und nicht aus-

Vizekanzler und Bundesfinanz-
minister Klingbeil empfängt 
DStV-Präsident Lüth

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/2026-07-02-ergebnisse-des-koalitionsausschusses.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/2026-07-02-ergebnisse-des-koalitionsausschusses.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/bericht-kommission-buergernahe-einkommensteuer.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/bericht-kommission-buergernahe-einkommensteuer.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.dstv.de/download-pool/finale-fassung-bstbk-dstv-forderungspapier-kmu-steuervollzug
https://www.dstv.de/download-pool/finale-fassung-bstbk-dstv-forderungspapier-kmu-steuervollzug
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Die vorgesehenen Änderungen 
sind geeignet, die Attraktivität des 
Steuerberaterberufs zu erhöhen, 
ohne das hohe fachliche Niveau 
der Prüfung abzusenken. Zugleich 
werden zentrale Forderungen des 
Berufsstands aufgegriffen. Beson-
ders positiv bewertete der DStV die 
Abschaffung des Fakultätsvorbe-
halts: Künftig soll ein Hochschulab-
schluss unabhängig von der Fach-
richtung als Zugangsvoraussetzung 
genügen. Ebenfalls begrüßte er die 
ersatzlose Aufhebung der Begren-
zung auf zwei Wiederholungsversu-

DStV begrüßt Startschuss zur Reform 
der Steuerberaterprüfung

Das BMF veröffentlichte den langerwarteten Entwurf für ein Gesetz 
zur Reform der Steuerberaterprüfung. Der DStV begrüßte in seiner 
Stellungnahme R 04/2026 den erfolgten Startschuss für das Gesetz-
gebungsverfahren. Er hatte sich seit langer Zeit für eine modernisierte 
Prüfung stark gemacht.

che. Sie soll mehr Flexibilität bei der 
Prüfungsvorbereitung ermöglichen 
und Prüfungsängste reduzieren.

Zustimmung fand auch die aus-
drückliche Einordnung der Steuer-
beraterprüfung als Staatsprüfung. 
Dies schaffe zusätzliche Rechtssi-
cherheit und unterstreiche den be-
sonderen Rang des Berufs. Ferner 
befürwortete der DStV flexiblere 
Besetzungsmöglichkeiten der Prü-
fungsausschüsse sowie die erleich-
terte Bildung länderübergreifender 
Prüfungsverbünde.

Als besonders wichtig hob der Ver-
band die vom Berufsstand eben-
falls geforderte Flexibilisierung des 
Prüfungsverfahrens vor. Die mit 
dem Gesetzentwurf vorgestellte 
Verordnungsermächtigung schaffe 
die geeignete Grundlage für weitere 
Verbesserungen in der Prüfungs-
ordnung, etwa das schrittweise 
Ablegen einzelner schriftlicher Prü-
fungen und die Anrechnung bereits 
bestandener Klausuren. Der DStV 
drängt deshalb weiterhin auf eine 
zeitnahe Umsetzung des anschlie-
ßenden Verordnungsverfahrens. 	

Zeitmangel, Kosten oder die Sorge, dass Azubis ohnehin nicht bleiben: Rund um die Ausbil-
dung in Steuerkanzleien halten sich viele Vorurteile und Annahmen hartnäckig. Entdecken Sie 
die Fakten hinter den häufigsten Azubi-Mythen und erfahren Sie, warum sich Ausbildung für 
Kanzleien strategisch auszahlen kann.

Mehr zu Gerüchten und Fakten rund um das Thema Ausbildung erfahren Sie unter 
www.initiative-gemeinsam-handeln.de.

Ausbilden oder nicht? 
Die häufigsten Einwände 
im Faktencheck

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/21_Legislaturperiode/2026-08-13-G-Reform-StBerPruefung/1-Referentenentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/21_Legislaturperiode/2026-08-13-G-Reform-StBerPruefung/1-Referentenentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.dstv.de/stellungnahmen-pool/dstv-stellungnahme-an-bmf-reform-der-steuerberaterpruefung
file:///Users/matthiasschwedt/Downloads/OneDrive_1_29.9.2026/www.initiative-gemeinsam-handeln.de
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Bereits vor über zwei Jahren verab-
schiedete der EU-Gesetzgeber das 
Anti-Geldwäsche–Paket. Die meis-
ten der dort geregelten Bestimmun-
gen werden im Juli 2027 in Kraft 
treten. Dennoch läuft die EU-Gesetz-
gebung in dem Bereich weiterhin 
auf Hochtouren. Der Grund dafür: 
In den dortigen Gesetzestexten fin-
den sich zahlreiche Ermächtigungen 
für die EU-Kommission und für die 
neue EU-Anti-Geldwäsche-Agentur 
(kurz: AMLA), das Gesetzespaket zu 
ergänzen. Dieses „Kleingedruckte“ 
scheint sich nun als Einfallstor für 
einen unnötigen Bürokratiezuwachs 
zu erweisen. 

Rosskur zur Reduzierung der 
Kanzlei-Belastungen

In seinen drei Stellungnahmen zum 
EU-Konsultationsverfahren machte 
der DStV deutlich, dass die EU-Kom-
mission ihr Versprechen halten und 

In seinen Stellungnahmen zu den technischen Standards bei der Risiko-Be-
wertung von Kanzleien kritisierte der DStV die bürokratischen Auswüchse 
des Entwurfs der AMLA. Der DStV forderte, den Aufwand für Kanzleien 
und Kammern bei der Bewertung ihres potenziellen Geldwäsche-Risikos 
mittels eines echten risikobasierten Ansatzes abzubauen.

unnötige Bürokratie konsequent 
abbauen muss, anstatt zusätzli-
che Belastungen für Kanzleien und 
Kammern einzuführen. Der vor-
liegende Entwurf der technischen 
Regulierungsstandards muss sich 
daher dringend einer entbürokrati-
sierenden Rosskur unterziehen. Der 
DStV stellt dazu nachfolgend eine 
kleine Auswahl seiner wichtigsten 
Rezepte für eine umfassende Ver-
schlankung vor:  

DStV-Rezept: Die FdH-Diät

Die in den Anlagen der Regulierungs-
standards - also das Kleingedruckte 
vom Kleingedruckten - festgelegten 
Datenpunkte für die Risikobewer-
tung der Kanzleien sind viel zu zahl-
reich. Sie müssen auf wenige, dafür 
aussagekräftige Datenpunkte redu-
ziert werden. Eine Halbierung der 
derzeitigen Datenpunkte wäre noch 
aufwendig genug.      

DStV-Rezept: Der sichere Hafen

Eine Kanzlei, die einmal „gering-ris-
kant“ bewertet wurde, muss nicht 
wieder und wieder neu bewertet wer-
den. Der DStV fordert stattdessen, 
dass eine bloße Meldung, dass sich 
Gesellschafter- und Mandantenstruk-
tur nicht wesentlich geändert haben, 
ausreichen soll (Safe-Harbour-Rege-
lung).

DStV-Rezept: Die Dosis  
Schwellenwerte erhöhen

Die AMLA will für kleine Kanzleien die 
Datenpunkte der Bewertung reduzie-
ren. Eine kleine Kanzlei soll weniger 
als fünf Mitarbeiter und 600.000 
Euro Jahresumsatz haben dürfen. Der 
DStV spricht sich für eine deutliche Er-
höhung dieser Schwellenwerte aus. 

DStV-Rezept: Das Bonus-Heft – 
Erleichterungen für Low-Risk 
Kanzleien 

Andere Kanzleien, die die Merkmale 
eines geringen Geldwäsche-Riskos 
erfüllen, müssen dieselben Erleichte-
rungen in Anspruch nehmen können, 
wie kleine Kanzleien. Denn die Größe 
einer Kanzlei kann hier nicht als ein-
ziger Maßstab gelten. 

Die DStV-Rezepte dürften der AMLA 
kaum schmecken. Sie sind aber uner-
lässlich für eine schlanke Bürokratie, 
eine verhältnismäßige Aufsicht und 
damit letztendlich für die Stabilität 
der Kammerbeiträge. Die DStV-Stel-
lungnahmen sind auf der Homepage 
des DStV abrufbar.

Anti-Geldwäsche: DStV fordert 
Rosskur beim Kleingedruckten

Hinweis auf die Rubrik „Bericht aus Brüssel“: 
 
In der Ausgabe 10/2026 des DStV-Organs „Die Steuer-
beratung“ erfahren Sie mehr über die DStV-Positionier- 
ung zur Umfrage der EU-Kommission zum „Gold-Plating“ – 
wie stets in unserer Rubrik „Bericht aus Brüssel“.

mailto:dstv.berlin%40dstv.de?subject=DStV%2C%20Ausgabe%203-2021
https://www.facebook.com/people/Deutscher-Steuerberaterverband-eV/61569168716165/?locale=de_DE
https://www.facebook.com/people/Deutscher-Steuerberaterverband-eV/61569168716165/?locale=de_DE
https://www.facebook.com/steuerberatertag/
https://www.instagram.com/steuerberatertag/
https://www.linkedin.com/company/5840390/admin/dashboard/
https://www.linkedin.com/company/5840390/admin/dashboard/
https://www.dstv.de/stellungnahmen-pool/dstv-stellungnahme-e-10-26-vorschlag-fuer-einen-gesellschaftsrechtlichen-rahmen-des-28.-regimes-eu-inc.
https://www.dstv.de/stellungnahmen-pool/dstv-stellungnahme-e-10-26-vorschlag-fuer-einen-gesellschaftsrechtlichen-rahmen-des-28.-regimes-eu-inc.


